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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Flucht aus dem Kosovo – Hilfe vor Ort statt Über-
lastung des Asylsystems 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest, dass die massive Abwande-
rung aus dem Kosovo und Albanien, zumeist aus wirt-
schaftlichen Gründen, ein Hinweis auf die prekäre 
wirtschaftliche und humanitäre Situation vor Ort ist. 
Tausende Menschen kommen innerhalb weniger Ta-
ge nach Deutschland, eine Entspannung der Situation 
ist nicht absehbar. Das Instrument des Asylrechts 
stößt hier an seine Grenzen und wird der Situation 
nicht gerecht. 

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich auf 
Bundes- und Europaebene für folgende Maßnahmen 
einzusetzen: 

1. Eine massive Ausweitung des deutschen und eu-
ropäischen Engagements zur Linderung der wirt-
schaftlichen und humanitären Not in der Her-
kunftsregion. 

2. Die Einstufung des Kosovo und von Albanien als 
sicheres Herkunftsland. 

3. Das Personalproblem beim Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge endlich zu beheben. 

Darüber hinaus wird die Staatsregierung aufgefordert, 
zu prüfen, inwieweit für Einreisende aus sicheren Her-
kunftsregionen bzw. aus Regionen mit massiver Ab-
wanderung das Sachleistungsprinzip anstatt des Bar-
geldprinzips angewendet werden kann. 

Begründung: 

Die Zuzugszahlen aus den Balkanstaaten haben sich 
in der Zeit von Dezember 2013 bis Dezember 2014 
nahezu verfünffacht. Die Anerkennungsquote aus die-
sen Staaten liegt jedoch lediglich bei 1,1 Prozent. 
Gleichzeitig steigen die Bedenken in Bezug auf eine 
neue Flüchtlingswelle aus diesen Regionen. 

Seit Jahren ist die Problematik steigender Asylanträge 
bekannt. Seitdem hat sich jedoch die Bearbeitungszeit 
nicht entscheidend verkürzt. Die Bearbeitungsdauer 
als Folge des Personalabbaus und von Umstrukturie-
rungen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
ist mit durchschnittlich 7,3 Monaten eindeutig zu lang. 
Durch die lange Bearbeitungsdauer entstehen den 
Bundesländern und den Kommunen, die die Unter-
bringung der Asylbewerber organisieren und durch-
führen, enorme Kosten. Asylbewerber werden im Un-
klaren gelassen und werden oft längere Zeit unter pro-
visorischen Bedingungen untergebracht. Durch eine 
schnellere Bearbeitung wird Rechtssicherheit für die 
betroffenen Personen geschaffen und gleichzeitig die 
finanzielle Belastung der Sozialsysteme durch Wirt-
schaftsflüchtlinge vermindert. 


